127 Ausgabe ۰ 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 16 


Ausgegeben Danzig, den 12. Mai 1926 


Inhalt. Geſetz über die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes der Freien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 1926 
(S. 127). — Geſetz über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen (S. 130). — Geſetz betreffend 
Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz (S. 130). — Geſetz betreffend die Verlängerung des 
Geſetzes vom 1. Oktober 1925 über die Regelung des Zuckerumſatzes (S. 131). — Geſetz betreffend Anderung des Geſetzes 
über Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (S. 131). 


38 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplaues der Freien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 1926. 
Vom 5. 5. 1926. 


8. 4. 


Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haupthaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1926 wird 


im Ordentlichen Haushalt 
auf 117 857 180 G Einnahme 


und auf 117 857180 G Ausgabe 
eſtgeſtellt. Der Senat wird ermächtigt, ſchwebende Schulden zur Durchführung der durch den Haushalts— 
plan genehmigten Aufwendungen bis zum Betrage von 6 — ſechs — Millionen Gulden aufzunehmen. 
8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 
Danzig, den 5. Mai 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 20. 5. 1926.) 
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Haupt:Haushaltsplan 


nach dem Feſtſtellungsbeſchluß des 8۶ 


EFFECT IR 
Einnahme | Ausgabe Überſchuß | Zufhuß 
G G 0 G 5 
FC | 15. | Br 
1 400 000 — 1 400 000 — 
= 90 0000 — 90 000 
52 373 0000 — 373 000 
22 100 000 + — 100 000 
1430 461 680 — 460 250 
869 240 2878 010 — 2008 770 
10 959 810 31001830 — 20 042 020 
420 123120 — 1230 800 
1900400 14 515910 ل‎ 12 615 510 
2881800 8487400 — 5 655 600 
164 460 361820 — 197 360 
4261400 6380 6000 — 2119 200 
790 830 1 694 180 — 903 350 
1071380 527 690 543 6900 ب‎ 
616 560 436220 180 340 — 
890 110 454060 486050 —d 
81 520 785 490 —d 703 970 
15 138 000 13 195 600 1942 400 — 
10 453 190 2 390 720 | 
8 062 470 — 
24 239 710 24 239 0 ۱ 
16 600 000 6485430] 10 1145700 
25 236 920 1616610 23 620 310 | 
350 000 150 000 200 000 — 
117 857 180117 857 180 46 499 830 46 499 830 


128 


Verwaltung 


Ordentliches: 

) Ausgleichsmaſſe 
Zahlungen, die auf allgemein recht— 
lichen Verpflichtungen und Laſten 
nach dem Friedensvertrage beruhen 


Zuſchuß zu den Koſten des Aus— 
ſchuſſes für den Hafen und die 
Waſſerwege von Danzig 

Koſten des Munitionslagerplatzes 
Weſterplatte einſchl. Räumung . 

Volkstag 


Soziales und Geſundheitsweſen 
Riſchenweſenn an 


Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
einſchl. Staatsarchiv 


Verwaltung des Innern 

Handels- und Gewerbeverwaltung 
Juſtizverwaltung 
Offentliche Arbeiten 
Grundbeſitzverwaltung ... 
Landwirtſchaftl. Verwaltung einſchl. 
Fiſcherei⸗ und Domänenverwaltung 
Forſt verwaltung. 
Betriebe, Verkehr und Arbeit .. 
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Poft- und Telegraphenverwaltung . 
Steuerverwaltung — Nettoziffern 
Steuerverwaltung — durchlaufende 
Porn ی‎ u 
Zollverwaltung 
I ا‎ A 


2. Indirekte Steuern uſw. 
Betriebsmittelverwaltung. ... 


Mehraufwendungen für Penſionäre 
u. Hinterbliebene, ſowie für ſoziale 
Zwecke im N J 188 EL 
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Allgemeines 
1 


Soziales und 
Kirchen 


Schule, Wiſſenſchaft, III 


IV 


— 
۳ 
٢ 


(X) 


Kunſt 


Polizei- und | 
Gewerbeweſen | 
Juſtiz 


Bauweſen u. 
Grundbeſitz 


Landwirtſchaft | 
Domänen 
und Forſten | 


Betriebe, Bers f 
kehr u. Arbeit | 


Finanzweſen 


Erläuterungen 1 


) Die rechnungsmäßigen Ueberſchüſſe werden einer 8۶ 
gleichsmaſſe zugeführt, welche auch künftige Ueber— 2 
ſchüſſe erhalten und andrerſeits Fehlbeträge decken fol. 3 

Ende 1924 betrug der Beſtand der 1 
Ausgleichsmaſſe ..... 3 124 321,79 6 : 

Für 1926 find zum Ausgleich des 3 
Geſamtetats eingeſtellt. . . . 1400 000,— 6 ۳ 


Der verbleibende Betrag von 1 724 321,79 6 : 

wird zur Deckung der Mehrausgaben des Rechnungs— ۳ 
jahres 1925 benötigt. : 
la. Als Zahlungen kommen in Betracht: ١ 5 
1. Verzinſung des Anteils der vom 1 

1 Freiftaat zu übernehmenden Schul⸗ 1 
den des Deutſchen Reichs und 3 
Preußiſchen Staats — 6 . 

2. Der Anteil der Freien Stadt an 7 


den Aufwendungen für den Hohen 1 
Kommiſſar einſchl. Gebäudeunter— ۱ 
Haltung 8 90000 6 ۱ 

Zuſammen 90000 6 2 


c. Die Deckung der zu Laſten des Freiſtaates gehenden 
Koſten muß auf mehrere Jahre verteilt werden. 


۱ a en OT re Si 


IXa. Um Mißverſtändniſſe zu vermeiden, find die 907 
beträge nach Seite 6, Ueberſicht 2, des Sonder— 
haushaltsplanes und danach die durchlaufenden 
Poſten eingeſtellt. 

Das effektive Verhältnis der Verwaltungs- 
koſten zu den Geſamteinnahmen an Steuern ſtellt 
ſich nach Ueberſicht 3, auf Seite 6, des Sonder— 
haushaltsplanes der Steuerverwaltung, auf rd. 
7,4 Prozent. 


Die Summe der Differenzen bei den Ueberſchüſſen 
und bei den Zuſchüſſen (Summe der Spalten 7 u. 8) 
beträgt je 9 858 670,.— G. Die Steigerung des 
Nettobedarfs an Ueberſchüſſen und Zuſchüſſen 
(Spalte 3 u. 5 bezw. 4 u. 6) beträgt je 5 496 200 ۰ 


FTT 


Dr. Volkmann. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. 


für das Rechnungsjahr 1926 


tages vom 5. Mai 1926 (G. Bl. S. 127/1926).‏ 
ا en‏ ل الم ل 
Überſchuß Zuſchuß | Günftiger 90 467‏ 
AC 0‏ ی 
8 1 0 5 
— 0 400 1 — — 
000 5 — 000 85 — 
150 223 — 850 149 — 
— 0 400 000 500 — 
— 0 61 0 521 -- 
— 080 27 800 035 2 = 
0 208 8 — 340 833 11 حم 
بت 320 8 120 1239 — 
580 181 — 0 433 12 ع 
ب 420 1268 6924020 — 
KB 19 280‏ — 
500 693 — 700 1425 = 
— 690 500 040 404 1 5 
— 0 284 — 980 258 
— 060 113 — 280 67 
— 560 60 — 490 375 
950 22 ب 681020 — 
ا — 830 1917 — 570 24 
530 504 — دا سب 0 567 8 
— 570 2224 — 0 31510 
0 — — 000 200 
كت 000 1592 000 592 1 — 
0 858 9 
200 496 5 | 200 496 5 | 630 003 41 630 003 41 


Danzig, den 5. Mai 1926. 


39 8015100 und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen. Vom 5. 5. 1926. 
81: 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden im Falle der Bewilligung des Armenrechts dem für 
die arme Partei beſtellten Rechtsanwalt die Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte von der Staatskaſſe mit der Einſchränkung erſetzt, daß an Stelle der vollen Gebühr 
(S 9 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte) bei einem Werte des Streitgegenſtandes 

von mehr als 400-800 Gulden einſchließlich .. .. 25 Gulden, 
von mehr als 800 Gulden e 40 Gulden 
treten. Das Geſetz vom 16. Februar 1926 Artikel 1 und III finden entſprechende Anwendung. 

Dieſe Reiſekoſten werden nicht vergütet, wenn die betreffende Reiſe nicht erforderlich war. 

§ 85 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte findet entſprechende Anwendung. Der Erſatz⸗ 
anſpruch wird auch fällig, wenn das Verfahren länger als drei Monate ruht. 


82. 
5 1 gilt im Verfahren auf erhobene Privatklage entſprechend. 
83. 

Das Geſuch um Feſtſetzung des zu erſtattenden Betrages iſt bei dem Gerichtsſchreiber des 
Gerichts der Inſtanz anzubringen. Die zur Rechtfertigung der einzelnen Anſätze dienenden Belege ſind 
beizufügen. Die Feſtſetzung erfolgt durch den Gerichtsſchreiber. § 4 des Gerichtskoſtengeſetzes findet mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die Erinnerung auch dem Rechtsanwalte zuſteht. 

8 4. 

Soweit dem Rechtsanwalte wegen ſeiner Gebühren und Auslagen ein Anſpruch gegen die von 

ihm vertretene Partei oder einen erſatzpflichtigen Gegner zuſteht, geht der Anſpruch mit der Erſtattung 


auf die Staatskaſſe über. Auf die Geltendmachung des Anſpruchs finden die Vorſchriften über die Er⸗ 
hebung von Gerichtskoſten entſprechende Anwendung. 1 : 


85. 

Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt der Artikel II des 
Geſetzes über Teuerungszuſchläge zu den Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher vom 18. De⸗ 
zember 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2113), abgeändert durch Artikel 111 des Geſetzes vom W. September 1924 
(Geſetzbl. S. 425) außer Kraft. 


Das ؤ061‎ findet auf anhängige Rechtsſachen Anwendung. Soweit jedoch der Erſatzanſpruch 
Gebühren betrifft, die vor dieſem Zeitpunkt entſtanden ſind, bleiben die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 
Danzig, den 5. Mai 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig.“ 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


40 Volkstag und Senat haben folgendes: Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz : 
betreffend Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Vom 5. 5. 1926. 
Einziger Artikel. 
In das Ausführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 24. April 1878 (Preuß. Geſetz⸗ 
ſamml. S. 230) wird hinter § 6 folgender 5 6 a eingefügt; 
§ Ga. 


Mit der zeitweiligen Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte können außer den Referendaren (8 2), 
den Gerichtsaſſeſſoren (88 3 ff.) und den planmäßigen Richtern auch andere Perſonen beauftragt werden, 
die die Befähigung zum Richteramt erworben haben. 


Danzig, den 5. Mai 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 
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41 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend die Verlängerung des Geſetzes vom 1. Oktober 1925 über die Regelung des Zucker⸗ 
umſatzes. Vom 7. 5. 1926. 
Einziger Paragraph. 
Das Geſetz vom 1. Oktober 1925 über die Regelung des Zuckerumſatzes bleibt bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1927 in Kraft. 


Danzig, den 7. Mai 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Volkmann. 


42 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betr. Anderung des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. S. 91). 
Vom 7. 5. 1926. ١ 


Einziger Paragraph. 

Der § 8 Abſatz 3 Satz 3 des Geſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 7. April 1925 (Geſetzbl. 
S. 116) erhält folgende Faſſung: 

Gewerkſchaftliche Unterſtützungen und Zuſatzrenten, die auf Grund der SS 88 bis 95 des Geſetzes 
über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Verſorgungs⸗ 
gefek) in der Faſſung der Geſetze vom 26. Auguſt 1924 (Geſetzbl. 1924 S. 389) und vom 1. Oktober 
1925 (Geſetzbl. 1925 S. 267) gewährt werden, dürfen nicht angerechnet werden. 


Danzig, den 7. Mai 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


—r:. . 8 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe Au. B je 3,00 G, 0 für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe Au. B je 2,25 0, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Veamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 180 G, zu b) 1,20 G. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum =— 0,40 Gulden. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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